
StPO-9. Kapitel 78

trägllche Bildung einer Hauptstrate sowie 
gegen die Anordnung von Maßnahmen zur 
Erhöhung der erzieherischen Wirkung der 
Strafaussetzung auf Bewährung und zur 
Wiedereingliederung Vorbestrafter zu.

eseo
Verjährung der Verwirklichung 

von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Die Verwirklichung rechtskräftig 
erkannter Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit verjährt:
1. bei Freiheitsstrafen von mehr als zehn 

Jahren in zwanzig Jahren;
2. bei Freiheitsstrafen von fünf bis zehn 

Jahren ln zehn Jahren;
3. bei Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren 

und bei Arbeitserziehung in fünf Jahren.
(2) Die Verwirklichung einer Einwei­

sung in ein Jugendhaus und einer Geld­
strafe verjährt in drei Jahren.

(3) Der Vollzug von Haftstrafe. Ju­
gendhaft und Strafarrest verjährt in einem 
Jahr.

(4) Die Vollstreckung einer Todesstrafe 
verjährt ln dreißig Jahren.

(5) Die Verjährung beginnt mit dem 
Tage, an dem das Urteil oder der Beschluß 
rechtskräftig geworden ist.

(6) Die Verwirklichung einer Zusatz­
strafe verjährt mit der Verjährung der 
Verwirklichung der Hauptstrafe.

S 361
Ruhen der Verjährung 

der Verwirklichung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) In die Verjährungsfrist ist die Zeit 
nicht einzurechnen, während der die Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit nicht verwirklicht werden kann, 
weil sich der Verurteilte außerhalb des 
Gebietes der Deutschen Demokratischen 
Republik aufhält. Während der Bewäh­
rungszeit gemäß § 349 Absatz 4 ruht die 
Verjährung des Strafvollzuges.

(2) Die Verjährung der Verwirklichung 
einer Strafe mit Freiheitsentzug ruht auch 
während ihres Vollzuges.

Neuntes Kapitel
Auslagen des Verfahrens

5 862 
Grundsatz

(1) Jedes Urteil, Jeder Strafbefehl, jede 
das Hauptverfahren endgültig einstellende 
oder abschließende Entscheidung und Jeder 
Beschluß über die Verwirklichung von 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit, der auf Grund einer münd­
lichen Verhandlung ergeht, müssen bestim­
men, wer die Auslagen des Verfahrens zu

(2) Auslagen des Verfahrens sind Aus­
lagen des Staatshaushalts und notwendige 
Auslagen eines am Verfahren Beteiligten.

(3) Auslagen des Staatshaushalts sind 
die Aufwendungen, die bei der Vorberei­
tung und Durchführung des gerichtlichen 
Verfahrens für die Entschädigung von 
Zeugen, Vertretern der Kollektive, Sach­
verständigen und Pflichtverteidigern, für 
Post-, Fernsprech- und Telegrammgebüh­
ren sowie für ähnliche Zwecke oder für die

Veröffentlichung der Entscheidung ent­
stehen, soweit sie 3,— Mark übersteigen.

(4) Notwendige Auslagen eines am Ver­
fahren Beteiligten sind dessen Aufwen­
dungen bei der Wahrnehmung seiner 
Rechte und Pflichten im Verfahren, insbe­
sondere Verdienstaüsfall und Reisekosten 
sowie erstattungsfähige Kosten des gewähl­
ten Verteidigers des Angeklagten und des 
Rechtsanwaltes des Geschädigten.

5363
Auslagen bei Geltendmachang 

von Schadensersatz

(1) Hat der Geschädigte In einem Straf­
verfahren einen Schadensersatzantrag ge­
stellt und wird im Verfahren über diesen 
Anspruch entschieden, sind hierfür keine 
Gerichtsgebühren zu berechnen. Sind durch 
die Geltendmachung des Schadensersatz­
anspruches besondere Auslagen entstanden, 
finden die §5 362, 364 Absatz 1 für diese 
Auslagen Anwendung.


